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Themen

– Heftdramaturgie
– Layout, Komposition
– Typografie:Hierarchie, Schriftarten, Satzarten
– Fließtext, Lesbarkeit
– Übersicht Inhalte Text- und Bilder 
– Bilder finden 
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Übersicht Inhalte/Text
Titelthema oder Schwerpunktthema 
Begleitthemen (Kulturelles, Politisches, Finanzielles, Wirtschaftliches, 
Historisches, …)

Organisatorisches:
Verbandsinformationen
Chorarbeit, Chorpraxis
Besprechung Musikstücke, Musik, Bücher, CDs
Rechtliches
Pinnwand
Jugendarbeit
Ausbildung, Fortbildung, Musiktheorie
Nachricht der Präsidenten, Präsidentinnen (oft im Editorial/Vorwort)
Persönliches, Nachrufe
Termine, Ankündigungen, Veranstaltungen
Rückblicke
Rätsel, Zeitvertreib
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Heftdramaturgie
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Layout/Komposition

Ein einfaches System  
für den Anfang:
»Doppelt sehen und dabei  
halbe Sachen machen«
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Layout/Komposition

stabilisierende und variierende Gestaltungselemente
Aufteilung von Bildanteil, Textanteil, Weißräume
Stabil: Horizontale und vertikale Achsen
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linke Seite

Bund/Falz: selbstverständliche, »natürliche« Teilung

rechte Seite

Vertikale Achsen:
Spaltenraster
Zweier-»Feeling«

Spaltenraster
Dreier-»Feeling«

Spaltenraster
Vierer-»Feeling«



Prof. Stefan Schmid, Hochschule der Medien Stuttgart

linke Seite

Quadranten

rechte Seite

1
2

3
4

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche 

intern über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich 

jedoch nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung 

durch Medienberichte.

Der Verfassungsschutz hatte in dem Verfahren zuvor zugesagt, sich bis zum 

Abschluss des Eilverfahrens vor dem Verwaltungsgericht nicht öffentlich zu einer 

Einstufung zu äußern und bis zu einer Entscheidung auf die Beobachtung von 

Abgeordneten und Kandidaten der AfD zu verzichten.

Meuthen sieht „Sieg für den Rechtsstaat“ Die AfD zeigte sich erfreut über die 

Entscheidung des Verwaltungsgerichts. Diese sei nicht nur ein „großer Sieg für 

uns, sondern auch für den Rechtsstaat“, teilte Parteichef Jörg Meuthen mit. Das 

Verwaltungsgericht habe gezeigt, dass das „rechtswidrige Vorgehen“ mit recht-

lichen Mitteln gestoppt werden könne. Co-Parteichef Tino Chrupalla schrieb auf 

Twitter von einer „Klatsche für den Verfassungsschutz“.

Durch eine Einstufung als Beobachtungsobjekt können auch V-Leute eingesetzt 

werden. Außerdem darf der Verfassungsschutz dann mit nachrichtendienst-

lichen Mitteln gegen die AfD ermitteln – etwa mit Telefonüberwachung und 

Observationen. Eigentlich war diese Einstufung durch den Verfassungsschutz 

schon für Anfang des Jahres geplant. Die AfD war allerdings juristisch gegen 

die Behörde vorgegangen.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 
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habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche 

intern über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich 

jedoch nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung 

durch Medienberichte.

Der Verfassungsschutz hatte in dem Verfahren zuvor zugesagt, sich bis zum 

Abschluss des Eilverfahrens vor dem Verwaltungsgericht nicht öffentlich zu einer 

Einstufung zu äußern und bis zu einer Entscheidung auf die Beobachtung von 

Abgeordneten und Kandidaten der AfD zu verzichten.

Meuthen sieht „Sieg für den Rechtsstaat“ Die AfD zeigte sich erfreut über die 

Entscheidung des Verwaltungsgerichts. Diese sei nicht nur ein „großer Sieg für 

uns, sondern auch für den Rechtsstaat“, teilte Parteichef Jörg Meuthen mit. Das 

Verwaltungsgericht habe gezeigt, dass das „rechtswidrige Vorgehen“ mit recht-

lichen Mitteln gestoppt werden könne. Co-Parteichef Tino Chrupalla schrieb auf 

Twitter von einer „Klatsche für den Verfassungsschutz“.

Durch eine Einstufung als Beobachtungsobjekt können auch V-Leute eingesetzt 

werden. Außerdem darf der Verfassungsschutz dann mit nachrichtendienst-

lichen Mitteln gegen die AfD ermitteln – etwa mit Telefonüberwachung und 

Observationen. Eigentlich war diese Einstufung durch den Verfassungsschutz 

schon für Anfang des Jahres geplant. Die AfD war allerdings juristisch gegen 

die Behörde vorgegangen.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss 

und gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das 
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Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche 

intern über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich 

jedoch nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung 

durch Medienberichte.

Der Verfassungsschutz hatte in dem Verfahren zuvor zugesagt, sich bis zum 

Abschluss des Eilverfahrens vor dem Verwaltungsgericht nicht öffentlich zu einer 

Einstufung zu äußern und bis zu einer Entscheidung auf die Beobachtung von 

Abgeordneten und Kandidaten der AfD zu verzichten.

Meuthen sieht „Sieg für den Rechtsstaat“ Die AfD zeigte sich erfreut über die 

Entscheidung des Verwaltungsgerichts. Diese sei nicht nur ein „großer Sieg für 

uns, sondern auch für den Rechtsstaat“, teilte Parteichef Jörg Meuthen mit. Das 

Verwaltungsgericht habe gezeigt, dass das „rechtswidrige Vorgehen“ mit recht-

lichen Mitteln gestoppt werden könne. Co-Parteichef Tino Chrupalla schrieb auf 

Twitter von einer „Klatsche für den Verfassungsschutz“.

Durch eine Einstufung als Beobachtungsobjekt können auch V-Leute eingesetzt 

werden. Außerdem darf der Verfassungsschutz dann mit nachrichtendienst-

lichen Mitteln gegen die AfD ermitteln – etwa mit Telefonüberwachung und 

Observationen. Eigentlich war diese Einstufung durch den Verfassungsschutz 

schon für Anfang des Jahres geplant. Die AfD war allerdings juristisch gegen 

die Behörde vorgegangen.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss 

und gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das 
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Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche 

intern über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich 

jedoch nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung 

durch Medienberichte.

Der Verfassungsschutz hatte in dem Verfahren zuvor zugesagt, sich bis zum 

Abschluss des Eilverfahrens vor dem Verwaltungsgericht nicht öffentlich zu einer 

Einstufung zu äußern und bis zu einer Entscheidung auf die Beobachtung von 

Abgeordneten und Kandidaten der AfD zu verzichten.

Meuthen sieht „Sieg für den Rechtsstaat“ Die AfD zeigte sich erfreut über die 

Entscheidung des Verwaltungsgerichts. Diese sei nicht nur ein „großer Sieg für 

uns, sondern auch für den Rechtsstaat“, teilte Parteichef Jörg Meuthen mit. Das 

Verwaltungsgericht habe gezeigt, dass das „rechtswidrige Vorgehen“ mit recht-

lichen Mitteln gestoppt werden könne. Co-Parteichef Tino Chrupalla schrieb auf 

Twitter von einer „Klatsche für den Verfassungsschutz“.

Durch eine Einstufung als Beobachtungsobjekt können auch V-Leute eingesetzt 

werden. Außerdem darf der Verfassungsschutz dann mit nachrichtendienst-

lichen Mitteln gegen die AfD ermitteln – etwa mit Telefonüberwachung und 

Observationen. Eigentlich war diese Einstufung durch den Verfassungsschutz 

schon für Anfang des Jahres geplant. Die AfD war allerdings juristisch gegen 

die Behörde vorgegangen.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss 

und gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das 
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D
as Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum 

Abschluss eines Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht 

nicht als rechtsextremistischen Verdachtsfall einordnen und 

beobachten. Das geht aus einem Beschluss des Gerichts hervor, 

der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE vorliegt. Das 

Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem Gericht 

vereinbarte Ve rtraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche intern 

über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich jedoch 

nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung durch Medienberichte.

Der Verfassungsschutz hatte in dem Verfahren zuvor zugesagt, sich bis zum 

Abschluss des Eilverfahrens vor dem Verwaltungsgericht nicht öffentlich zu einer 

Einstufung zu äußern und bis zu einer Entscheidung auf die Beobachtung von 

Abgeordneten und Kandidaten der AfD zu verzichten.

Meuthen sieht „Sieg für den Rechtsstaat“ Die AfD zeigte sich erfreut über die 

Entscheidung des Verwaltungsgerichts. Diese sei nicht nur ein „großer Sieg für 

uns, sondern auch für den Rechtsstaat“, teilte Parteichef Jörg Meuthen mit. Das 

Verwaltungsgericht habe gezeigt, dass das „rechtswidrige Vorgehen“ mit recht-

lichen Mitteln gestoppt werden könne. Co-Parteichef Tino Chrupalla schrieb auf 

Twitter von einer „Klatsche für den Verfassungsschutz“.

Durch eine Einstufung als Beobachtungsobjekt können auch V-Leute eingesetzt 

werden. Außerdem darf der Verfassungsschutz dann mit nachrichtendienst-

lichen Mitteln gegen die AfD ermitteln – etwa mit Telefonüberwachung und 

Observationen. Eigentlich war diese Einstufung durch den Verfassungsschutz 

schon für Anfang des Jahres geplant. Die AfD war allerdings juristisch gegen 

die Behörde vorgegangen.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss 
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Prof. Stefan Schmid, Hochschule der Medien Stuttgart

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche 

intern über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich 

jedoch nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung 

durch Medienberichte.

Der Verfassungsschutz hatte in dem Verfahren zuvor zugesagt, sich bis zum 

Abschluss des Eilverfahrens vor dem Verwaltungsgericht nicht öffentlich zu einer 

Einstufung zu äußern und bis zu einer Entscheidung auf die Beobachtung von 

Abgeordneten und Kandidaten der AfD zu verzichten.

Meuthen sieht „Sieg für den Rechtsstaat“ Die AfD zeigte sich erfreut über die 

Entscheidung des Verwaltungsgerichts. Diese sei nicht nur ein „großer Sieg für 

uns, sondern auch für den Rechtsstaat“, teilte Parteichef Jörg Meuthen mit. Das 

Verwaltungsgericht habe gezeigt, dass das „rechtswidrige Vorgehen“ mit recht-

lichen Mitteln gestoppt werden könne. Co-Parteichef Tino Chrupalla schrieb auf 

Twitter von einer „Klatsche für den Verfassungsschutz“.

Durch eine Einstufung als Beobachtungsobjekt können auch V-Leute eingesetzt 

werden. Außerdem darf der Verfassungsschutz dann mit nachrichtendienst-

lichen Mitteln gegen die AfD ermitteln – etwa mit Telefonüberwachung und 

Observationen. Eigentlich war diese Einstufung durch den Verfassungsschutz 

schon für Anfang des Jahres geplant. Die AfD war allerdings juristisch gegen 

die Behörde vorgegangen.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss 

und gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das 

Gericht habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten 

des Verfassungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die 
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Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche 

intern über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich 

jedoch nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung 

durch Medienberichte.

Der Verfassungsschutz hatte in dem Verfahren zuvor zugesagt, sich bis zum 

Abschluss des Eilverfahrens vor dem Verwaltungsgericht nicht öffentlich zu einer 

Einstufung zu äußern und bis zu einer Entscheidung auf die Beobachtung von 

Abgeordneten und Kandidaten der AfD zu verzichten.

Meuthen sieht „Sieg für den Rechtsstaat“ Die AfD zeigte sich erfreut über die 

Entscheidung des Verwaltungsgerichts. Diese sei nicht nur ein „großer Sieg für 

uns, sondern auch für den Rechtsstaat“, teilte Parteichef Jörg Meuthen mit. Das 

Verwaltungsgericht habe gezeigt, dass das „rechtswidrige Vorgehen“ mit recht-

lichen Mitteln gestoppt werden könne. Co-Parteichef Tino Chrupalla schrieb auf 

Twitter von einer „Klatsche für den Verfassungsschutz“.

Durch eine Einstufung als Beobachtungsobjekt können auch V-Leute eingesetzt 

werden. Außerdem darf der Verfassungsschutz dann mit nachrichtendienst-

lichen Mitteln gegen die AfD ermitteln – etwa mit Telefonüberwachung und 

Observationen. Eigentlich war diese Einstufung durch den Verfassungsschutz 

schon für Anfang des Jahres geplant. Die AfD war allerdings juristisch gegen 

die Behörde vorgegangen.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche 

intern über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich 

jedoch nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung 

durch Medienberichte.

Der Verfassungsschutz hatte in dem Verfahren zuvor zugesagt, sich bis zum 

Abschluss des Eilverfahrens vor dem Verwaltungsgericht nicht öffentlich zu einer 

Einstufung zu äußern und bis zu einer Entscheidung auf die Beobachtung von 

Abgeordneten und Kandidaten der AfD zu verzichten.

Meuthen sieht „Sieg für den Rechtsstaat“

Die AfD zeigte sich erfreut über die Entscheidung des Verwaltungsgerichts. 

Diese sei nicht nur ein „großer Sieg für uns, sondern auch für den Rechtsstaat“, 

teilte Parteichef Jörg Meuthen mit. Das Verwaltungsgericht habe gezeigt, 

dass das „rechtswidrige Vorgehen“ mit rechtlichen Mitteln gestoppt werden 

könne. Co-Parteichef Tino Chrupalla schrieb auf Twitter von einer „Klatsche 

für den Verfassungsschutz“.

Durch eine Einstufung als Beobachtungsobjekt können auch V-Leute eingesetzt 

werden. Außerdem darf der Verfassungsschutz dann mit nachrichtendienst-

lichen Mitteln gegen die AfD ermitteln – etwa mit Telefonüberwachung und 
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Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche intern 

über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich jedoch 

nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung durch Me-

dienberichte.Der Verfassungsschutz hatte in dem Verfahren zuvor zugesagt, sich 

bis zum Abschluss des Eilverfahrens vor dem Verwaltungsgericht nicht öffentlich 

zu einer Einstufung zu äußern und bis zu einer Entscheidung auf die Beobach-
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Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche 

intern über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich 

jedoch nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung 

durch Medienberichte.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche 

intern über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich 

jedoch nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung 

durch Medienberichte.

Der Verfassungsschutz hatte in dem Verfahren zuvor zugesagt, sich bis zum 

Abschluss des Eilverfahrens vor dem Verwaltungsgericht nicht öffentlich zu einer 

Einstufung zu äußern und bis zu einer Entscheidung auf die Beobachtung von 

Abgeordneten und Kandidaten der AfD zu verzichten.

Meuthen sieht „Sieg für den Rechtsstaat“ Die AfD zeigte sich erfreut über die 

Entscheidung des Verwaltungsgerichts. Diese sei nicht nur ein „großer Sieg für 

uns, sondern auch für den Rechtsstaat“, teilte Parteichef Jörg Meuthen mit. Das 

Verwaltungsgericht habe gezeigt, dass das „rechtswidrige Vorgehen“ mit recht-

lichen Mitteln gestoppt werden könne. Co-Parteichef Tino Chrupalla schrieb auf 

Twitter von einer „Klatsche für den Verfassungsschutz“.

Durch eine Einstufung als Beobachtungsobjekt können auch V-Leute eingesetzt 

werden. Außerdem darf der Verfassungsschutz dann mit nachrichtendienst-

lichen Mitteln gegen die AfD ermitteln – etwa mit Telefonüberwachung und 

Observationen. Eigentlich war diese Einstufung durch den Verfassungsschutz 

schon für Anfang des Jahres geplant. Die AfD war allerdings juristisch gegen 

die Behörde vorgegangen.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss 

und gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche 

intern über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich 

jedoch nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung 

durch Medienberichte.

Der Verfassungsschutz hatte in dem Verfahren zuvor zugesagt, sich bis zum 

Abschluss des Eilverfahrens vor dem Verwaltungsgericht nicht öffentlich zu einer 

Einstufung zu äußern und bis zu einer Entscheidung auf die Beobachtung von 

Abgeordneten und Kandidaten der AfD zu verzichten.

Meuthen sieht „Sieg für den Rechtsstaat“ Die AfD zeigte sich erfreut über die 

Entscheidung des Verwaltungsgerichts. Diese sei nicht nur ein „großer Sieg für 

uns, sondern auch für den Rechtsstaat“, teilte Parteichef Jörg Meuthen mit. Das 

Verwaltungsgericht habe gezeigt, dass das „rechtswidrige Vorgehen“ mit recht-

lichen Mitteln gestoppt werden könne. Co-Parteichef Tino Chrupalla schrieb auf 

Twitter von einer „Klatsche für den Verfassungsschutz“.

Durch eine Einstufung als Beobachtungsobjekt können auch V-Leute eingesetzt 

werden. Außerdem darf der Verfassungsschutz dann mit nachrichtendienst-

lichen Mitteln gegen die AfD ermitteln – etwa mit Telefonüberwachung und 

Observationen. Eigentlich war diese Einstufung durch den Verfassungsschutz 

schon für Anfang des Jahres geplant. Die AfD war allerdings juristisch gegen 

die Behörde vorgegangen.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben
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Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche 

intern über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich 

jedoch nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung 

durch Medienberichte.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche 

intern über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich 

jedoch nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung 

durch Medienberichte.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche 

intern über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich 

jedoch nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung 

durch Medienberichte.

Der Verfassungsschutz hatte in dem Verfahren zuvor zugesagt, sich bis zum 

Abschluss des Eilverfahrens vor dem Verwaltungsgericht nicht öffentlich zu einer 

Einstufung zu äußern und bis zu einer Entscheidung auf die Beobachtung von 

Abgeordneten und Kandidaten der AfD zu verzichten.

Meuthen sieht „Sieg für den Rechtsstaat“ Die AfD zeigte sich erfreut über die 

Entscheidung des Verwaltungsgerichts. Diese sei nicht nur ein „großer Sieg für 

uns, sondern auch für den Rechtsstaat“, teilte Parteichef Jörg Meuthen mit. Das 

Verwaltungsgericht habe gezeigt, dass das „rechtswidrige Vorgehen“ mit recht-

lichen Mitteln gestoppt werden könne. Co-Parteichef Tino Chrupalla schrieb auf 

Twitter von einer „Klatsche für den Verfassungsschutz“.

Durch eine Einstufung als Beobachtungsobjekt können auch V-Leute eingesetzt 

werden. Außerdem darf der Verfassungsschutz dann mit nachrichtendienst-

lichen Mitteln gegen die AfD ermitteln – etwa mit Telefonüberwachung und 

Observationen. Eigentlich war diese Einstufung durch den Verfassungsschutz 

schon für Anfang des Jahres geplant. Die AfD war allerdings juristisch gegen 

die Behörde vorgegangen.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben
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Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.

Das Verwaltungsgericht Köln fasste einen sogenannten Hängebeschluss und 

gab damit einem Antrag der AfD statt. Ein Gerichtssprecher sagte, das Gericht 

habe mit einer sogenannten Zwischenentscheidung die Aktivitäten des Verfas-

sungsschutzes verboten, bis über den Eilantrag der AfD gegen die Beobachtung 

und Einstufung als Verdachtsfall entschieden werde. Eine inhaltliche Bewertung 

der Einstufung sei mit der nun angeordneten Aussetzung der Beobachtung nicht 

verbunden. Wann über den Eilantrag entschieden wird, blieb zunächst offen.

Verfassungsschutz soll Stillhaltezusagen gebrochen haben

Zur Begründung teilte das Verwaltungsgericht Köln mit, es „werde in unver-

tretbarer Weise“ in die Chancengleichheit politischer Parteien eingegriffen. 

Alles spreche dafür, dass sich das Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 

an seine sogenannten Stillhaltezusagen gehalten beziehungsweise nicht 

„hinreichend dafür Sorge getragen“ habe, dass keine Informationen zu dem 

Verfahren nach außen dringen.

Das Bundesamt hatte die Verfassungsschützer der Länder diese Woche 

intern über eine Hochstufung der Partei zum Verdachtsfall informiert, öffentlich 

jedoch nichts dazu bekannt gegeben. Bekannt geworden war die Einstufung 

durch Medienberichte.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die AfD bis zum Abschluss eines 

Eilverfahrens vor dem Kölner Verwaltungsgericht nicht als rechtsextremistischen 

Verdachtsfall einordnen und beobachten. Das geht aus einem Beschluss des 

Gerichts hervor, der den Prozessbeteiligten zugestellt wurde und ZEIT ONLINE 

vorliegt. Das Verwaltungsgericht warf dem Inlandsgeheimdienst vor, die mit dem 

Gericht vereinbarte Vertraulichkeit des Falles gebrochen zu haben.
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nicht zu lange, ein Satz, zwei 

Sätze, mehr nicht.  

Appetitmacher.
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Schriftarten

– mit Serifen
– serifenlos
– serifenbetont
– alles andere



Serifen
Fließtext
(Zwischenüberschrift 
serifenlos)



Serifenlos
Fließtext
(Zwischenüberschrift 
serifenbetont)



Serifenbetont
Fließtext
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Schriftgrößen

Fließtext/Copy



Versalhöhe*

* nicht gleich  
der Schriftgröße in pt  
(leider)

Zeilenabstand



Versalhöhe ca. 2,1mm
Zeilenabstand ca. 4 mm

Versalhöhe ca. 2,3 mm
Zeilenabstand ca. 4,3 mm

Versalhöhe ca. 2,5 mm
Zeilenabstand ca. 4,8 mm
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Schriften/Fonts für den Einstieg

https://fonts.google.com/

Fließtext (mit Kursive):
– Serif: Rosarivo, EB Garamond
– Slab (serifenbetont): Bitter, Zilla Slab,  

Manuale
– Sans Serif: Archivo, Roboto (+ Condensed, + Slab), 

Montserrat, Open Sans (+ Condensed)

Headlines – mehr Freiheit in der Auswahl
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Inspirationen, Trendbarometer

https://www.behance.net
https://www.pinterest.de
https://www.fluter.de
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Übersicht Bilder

Themenbezogene Bilder, Interpretationen

Porträts, Einzelpersonen, Gruppen
Auftritte, Veranstaltungsdokumentationen
Noten
historische Bilder
Locations
Bücher, CDs, Filme
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Bildquellen  

Kostenlos: z. B. Pixabay, Pexels, ... kaum Schlagworte, 
sehr unterschiedliches Bildniveau   

Preiswert: z. B. Pixelio, Fotolia, Alamy, ... wenige Schlag-
worte, sehr unterschiedliches fotografisches Niveau

Gehobene Preise: z. B. Fotofinder.com, Plainpicture, ... 
gut bis sehr gut verschlagwortet, hohes fotografisches 
Niveau

Hohe, sehr hohe Preise: z. B. Gettyimages, ... sehr gut 
verschlagwortet, hohes fotografisches Niveau, sehr 
viele Alternativen, manchmal zu »geschleckt«
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Software  

Adobe Creative Cloude – InDesign. Sehr gute Programm-
familie, leider teuer

Affinity Publisher. Seit kurzem eine sehr gute Alternative, 
(noch) unschlagbar preiswert.

Alle Fotos und Grafiken: Stefan Schmid


